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§ 1 Einleitung

A. Problemstellung

„[W]issenschaftliche Expertise muss gesellschaftliche und politische Willensbil
dung stets begleiten – die Entscheidungsfindung selbst muss aber bei den gewähl
ten Volksvertretern liegen. Nur sie sind demokratisch legitimiert. Nur sie können, 
auf der Grundlage der bestmöglichen Beratung, die Verantwortung für diese Ent
scheidungen tragen.“1

Die Steuerung und Ausgestaltung des technischen Fortschritts bleibt auch 
im 21. Jahrhundert eine der großen Herausforderungen demokratisch verfass
ter Gesellschaften. Trotz unterschiedlicher Deregulierungstendenzen – insbe
sondere der Verlagerung präventiver Kontrollfunktionen auf Private2 – sind 
im naturwissenschaftlichtechnischen Bereich nach wie vor insbesondere die 
Verwaltungsbehörden berufen, menschliche Betätigungen mit potenziell ge
fährlichen Auswirkungen für Individual und Allgemeinrechtsgüter im Wege 
eines administrativen Zulassungsverfahrens einer Vorabprüfung zu unterzie
hen.3 Dabei erschweren die Komplexität naturwissenschaftlichtechnischer 
Sachmaterien sowie die dynamische Fortentwicklung des wissenschaftlichen 
Erkenntnisstands die Entstehung von behördlichem Erfahrungs und Regel
wissen.4 In der Konsequenz steht den federführenden Behörden das erforder
liche Entscheidungswissen regelmäßig nicht abrufbar zur Verfügung, sondern 
muss im Verfahren im konkreten Fall stets neu erzeugt werden.5 Zur Aufbe
reitung und Beurteilung komplexer Sachverhalte ist die Verwaltung deshalb 
zunehmend auf spezifische naturwissenschaftlichtechnische Expertise ange
wiesen. In organisatorischer Hinsicht kann die verfahrensbezogene Ausge

1 Auszug aus einer Rede von Bundespräsident a. D. Christian Wulff, gehalten bei 
einem Besuch der Universität Tsukuba am 25.10.2011 in Tokio/Japan (http://www.
bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/ChristianWulff/Reden/2011/10/111025
JapanUniversitaetTsukuba.html, zuletzt abgerufen am 07.08.2019).

2 Zur Aufteilung von Kontrollfunktionen zwischen Staat und Privaten siehe Eifert, 
Die Verwaltung 39 (2006), 309 ff.

3 Demgegenüber lassen sich in anderen Bereichen des Wirtschaftsverwaltungs
rechts zunehmend Tendenzen einer Verlagerung von der präventiven zur repressiven 
behördlichen Kontrolltätigkeit beobachten. Zu dieser Entwicklung siehe etwa Cancik, 
DÖV 2011, 1 ff.

4 Reiling, Der Hybride, S. 48.
5 Vgl. dazu Wollenschläger, Wissensgenerierung im Verfahren, S. 69 ff.
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staltung des behördlichen Wissens(erzeugungs)apparats grundsätzlich auf 
zwei Wegen erfolgen:6 Zum einen kann der Staat den seitens der Verwaltung 
zur einzelfallbezogenen Wissensgenerierung benötigten Sachverstand institu
tionell in eigenen Organisationseinheiten (z. B. in den federführenden Ver
waltungsbehörden oder in Fachbehörden) vorhalten. Zum anderen kann die 
extern bei privaten Stellen vorhandene Expertise einzelfallbezogen in An
spruch genommen werden.7 

Diese verschiedenen Formen des „Verwaltungssachverstands“ werfen 
nach wie vor zahlreiche Rechtsfragen auf, die einer Klärung harren.8 Die 
vorliegende Untersuchung geht der leitenden Arbeitsthese nach, dass die 
verwaltungsseitige bzw. verwaltungssubstituierende Einbindung hoheitlich 
wie privatrechtlich organisierter sachverständiger Stellen in naturwissen
schaftlichtechnisch komplexen Zulassungsverfahren losgelöst von ihren je
weils konkret wahrgenommenen Aufgaben regelmäßig vergleichbare Frage
stellungen aufwirft, die regulatorisch nicht immer konsistent gelöst werden. 
Das dahinterstehende Erkenntnisinteresse resultiert rechtsgebietsübergreifend 
aus drei ineinandergreifenden Problemfeldern, auf die im Folgenden einzu
gehen ist.

I. Wissensasymmetrien in naturwissenschaftlich-technisch  
komplexen Zulassungsverfahren 

Das erste Problemfeld betrifft den gerade in naturwissenschaftlichtech
nisch geprägten Verwaltungsverfahren häufig festzustellenden Wissensvor
sprung der Antragsteller gegenüber den Verwaltungsbehörden. Die Ursache 
für solche verfahrensbezogenen Wissensasymmetrien kann zunächst in der 

6 Wie hier Voßkuhle, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR III, § 43 Rn. 4 u. 8: ähn
lich die Differenzierung bei Braun, Bundesbehörden und europäische Agenturen als 
Akteure in Risikoverfahren des Umwelt und Gesundheitsschutzrechts, S. 80 ff. 

7 Grundsätzlich kann das zur Durchführung eines komplexen Verwaltungsverfah
rens benötigte Wissen den Behörden auch auf anderem Wege als durch Einbindung 
sachverständiger Stellen zur Verfügung gestellt werden, etwa durch den Einsatz mo
derner Informations und Kommunikationstechniken in Form vernetzter Datenbanken 
oder durch die Verwendung sogenannter Expertensysteme. Letzterer Begriff bezeich
net Computerprogramme, deren Nutzen ähnlich wie beim Einsatz menschlicher Ex
perten in der Bearbeitung und Lösung spezifischer Problemstellungen besteht. Zum 
Einsatz von Expertensystemen bei der Tätigkeit in der Verwaltung siehe insgesamt 
etwa Tönsmeyer-Uzuner, Expertensysteme in der öffentlichen Verwaltung.

8 Zum „Verwaltungssachverstand“ siehe etwa Augsberg, Die Verwaltung 51 
(2018), 351 ff.; Hilbert, Die Verwaltung 51 (2018), 313 ff.; Hong, Die Verwaltung 51 
(2018), 367 ff. Zum Forschungsstand im Kontext des vorliegenden Untersuchungsge
genstands siehe nachfolgend die Angaben unter B.
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Person des Antragstellers9 begründet sein, etwa wenn die federführende Be
hörde mit dem Genehmigungsantrag eines auf seinem Fachgebiet besonders 
renommierten Forschers befasst wird.10 Eine Wissensasymmetrie kann ferner 
vorliegen, wenn sich Antragsteller durch private Sachverständige unterstüt
zen lassen und diese mit der Erstellung der Antragsunterlagen beauftragen. 
In manchen naturwissenschaftlichtechnisch geprägten Zulassungsverfah
ren – etwa im Arzneimittelrecht11 – sind Antragsteller gesetzlich ausdrücklich 
verpflichtet, ihrem Zulassungsantrag eigens eingeholte Sachverständigengut
achten beizufügen.12 In anderen Bereichen, in denen es an einer entsprechen
den gesetzlichen Verpflichtung fehlt, kommen Antragsteller praktisch nicht 
umhin, aufgrund der Komplexität und des Umfangs der Sachmaterie spezia
lisierte Gutachter mit der Erstellung der beizubringenden Antragsunterlagen 
zu betrauen.13 Die Bedeutung solcher privaten Sachverständigengutachten 
für behördliche Zulassungsentscheidungen kann rechtsgebietsübergreifend 
als hoch angesehen werden. Dies gilt insbesondere für umweltrechtliche bzw. 
von technischen Fragestellungen geprägte Zulassungsverfahren, in denen es 
sich bei den von Antragstellern beauftragten Sachverständigen nicht selten 
„um die ersten Fachleute der Republik“ handelt, die „das Vorhaben […] 
nicht lediglich nachträglichdistanziert beurteilt, sondern schon dessen Kon
zeption mitgeprägt“ haben.14 Aufgrund der Vorgaben des Rechtsstaats und 
Demokratieprinzips muss die Verwaltung zwar über hinreichend eigenen 
Sachverstand verfügen, um von Antragstellern beigebrachte Gutachten kri
tisch prüfen zu können.15 Gleichwohl wird für die Praxis die Beobachtung 
gemacht, dass sich Verwaltungsbehörden bei der Prüfung von vorgelegten 

9 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung 
männlicher und weiblicher Sprachformen verzichtet. Sämtliche Berufs oder Perso
nenbezeichnungen gelten stets für beide Geschlechter.

10 Dies kann beispielsweise in Genehmigungsverfahren für die klinische Prüfung 
von Arzneimitteln (§§ 40 AMG) der Fall sein. Zur Tätigkeit von EthikKommissionen 
bei der Zulassung arzneimittelrechtlicher Forschungsvorhaben i. S. d. § 40 Abs. 1 S. 2 
AMG siehe unten § 5 D.

11 Vgl. für das nationale Arzneimittelzulassungsverfahren § 24 AMG.
12 Zur Bedeutung der von Antragstellern im nationalen Arzneimittelzulassungsver

fahren beizubringenden Sachverständigengutachten vgl. Di Fabio, Risikoentscheidun
gen im Rechtsstaat, S. 188 f.; ders.: VerwArch 81 (1990), 193 (200 f.).

13 Dies gilt etwa für das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren, 
wo die vom Vorhabenträger vorzulegenden Antragsunterlagen (vgl. §§ 4 ff. der 
9. BImSchV) oft zu großen Teilen aus Fachgutachten bestehen. Zur Bedeutung der 
Antragsunterlagen im BImSchGGenehmigungsverfahren vgl. Bringewat, REE 2017, 
32 ff.

14 Siehe für Planfeststellungsverfahren Rennert, DVBl 2017, 69 (78).
15 Gärditz, Gutachten D zum 71. Deutschen Juristentag, D 68; Meßerschmidt, 

 EurUP 2014, 11 (19); ähnlich Fellenberg, AnwBl 2016, 648 (651).


